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DieAusgabedesstädtischenNotgeldes.ImStadtrateberichteteheuteSTR.
Breitner über die Ausgabevon städtischem Papier - Notgeldzur Behebungdes
Kleingeldmangels .Der Stadtrat genehmigte die Ausgabe von Papiergeld imNo- ¬
minalbetragevon3 MillionenKronen ,bestehendaus 15 MillionenStück20h
KassenscheinenmiteinerGiltigkeitsdauerbis 31 .Dezember1919 .DerBericht
desReferentenwurdegenehmigtmitderErgänzung,daßin dringenderWeise
Vorkehrungenfür die AusgabevonNotgeldzu10und50h getroffenwerden,
wobeiauf die gefälligerekünstlmrkerischeAusstattungzu achtenist . Die
20h NotgeldscheinehabeneineGrässevon41/2mal7em ,dieVorderseite
ist in RastundSchwarzdruckunddie Rückseitenurin Schwarzdruckgehalten,

StR .Dr .Kienböckstellte die Frage ,warunnicht auch10hScheine
ausgegebenwerden .VB .Emmerlingbemerkte,dassdieAusgabevon10hScheinen
gewisssehrdringlichsei ,weilauchdiesein dernächstenZeitausdemVer-¬
kehreverschwindenwerden ,undzwarmitRücksichtdarauf ,dassdie 10hNickel
stückeauswärtigenValutengleichgewertetwerden ,dasheisst ,dassmanfür4

ene 10 - Nickelstückeden vollen Wert einer Kronebekonme .STR .HosefMüller

trat ebenfallsfür die Ausgabevon10h Scheinenein .ReferentSTR .Breitner
erklärte ,dass er gegendie Ausgabevon 10 h Scheinennatürlich nichtseinzu¬
wendenhabe .Manhabe diese Ausgaheohnehin schon in Erwägunggezogen ,aber
in Hinblick darauf vorläufig davon Abstandgenommen ,dass von Sei te derRe¬
gierung erklärt wurde ,dass die Ausgabeneuer Scheidemünzenbereits vorberei - ¬
tet sei und schon in den nächsten Wochenerfolgen werde .VB .Emmerlingwies
nochdaraufhin ,dassinDeutschlandauchdurchwegs50hScheineausgegeben
wordenseien und dass manmit dieser Geldsorte ,wasderen praktischenWert
anbelange ,gute Erfahrungengemachthabe .Bei der AbstirmungwurdendieAnträ-¬
gedesReferentenangenomnen ,.
DieAusschaltungWiensinternationalenVerkehr,NachverschiedenenMit-¬
teilungen ,die in den letzten Tagen in die Oeffentlichkeit drangen ,soll

Wienaus deminternationalenWeltverkehrdadurchausgeschaltetwerden ,daß
die großen Expreszüge nicht mehr über Wiengeleitet werden ,VB .Emmerling
berichtetein der heutigenStadtratsitzungüberdieseAngelegenheitundes
wurdefolgenderAntragangenommen:DerGemeindesatderStadtWienersuchtdie
RegierungmtallemNachdruckdahin zu wirken ,das die Stadt Wiennichtaus
deminternationalenEisenbahndurchzugsverkehrausgeschaltetwerde .DerBe- ¬
schluß ist durch ine Abordnung des Gemeinderates dem Staatskanzler unddem

StaatssekretärfürVerkehrswesenzuüberreichen.
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BürgermeisterReumannempfängtnurmehrjedenMontagvon9bis11Uhrvormit-¬
tags .AnanderenTagenfindetEeinallgemeinerParteienenpfangstatt .

teBeratungdesStadtratesüberdieneuenSparmassnahmen.Bgm. Reumannerstat¬
ete in der heutigen Stadtratsitzung einen Bericht über die vomStaatsamtefür
fentliche ArbeitenverfügtenSparmassnahmen.Bgri .Reumannerklärte ,dassdie
ohlehbelieferungderElektrizitäts -undGaswerkein denletztenTagenäusserst
genügendgewesenist unddassdie grossenSchwankungenin denZufuhreneine
SicherheitindenBetrichenderWerkenichtbietenkönnen.DieElektrizitäts-¬
erkeerhieltenam4 .Sktober624WonnenausNordwesthöhnenundOberschlesien
n5Oktober338Tennen,am6 .Oktober1004Tonnen,an7 .Oktober1719Tonnen,
oten1081WonnenaufZnführenausPolenentfielen .DergegenwärtigeVorrat
er Elektrizitätswerketeträgt2718WonnenundreichtbeieinemTagesbedarfe
on912Tonnenknappaufdrei Tage .DieJaswarkeerhieltenam4 .Cktober1054

TonnenausOstrauundOberschlesien,am5 .Oktober838Tonnenundam6 .Oktober
824Tonnen .DieZuschühesindalso auchin diesemWerkeungenügend.DerBetrieb
derElektrizitätswerkekonntenurdadurchaufrechterhaltenwerden ,dassdas
Staatsamt under Benachteiligung anderer wichtiger Verbraucher denstädtischen

Elektrizitätswerken Aushilfen zuwies ,die seweitgingen ,dass beispielsweise

amletzten Sonntagdie ganze aus Oberschlesienfür Deutschösterreichein¬
langendeKohleden Elektrizitätswerken überlassen wurde .Daseibstverständ -¬

lich Aushilfenin einemsolchenAusmassenichtfür die Dauergeleistetwer-¬
denkönnen ,musstedasStaatsamtnochwertereSparmassnahmenals diehis¬
herigenin Erwägungziehen .DasvomStadtrateeingesetzteKohlenkomiteebe¬
schäftigtesicheingehendmitdenerforderlichenMassnahmenundinmehreren
langwierigenBeratungenimStaatsamtewurdeschliesslich der Entwurfder
bekanntenVerordnungüberdieSparmassnahmenfestgesetzt .Dasstadträtliche
Komitee und die Vertreter der Behörften gingen bei der Erwägungdernotwen - ¬
digenMassnahnenvondemGrundsatzeaus ,dass die EinstellungderStrassen-¬
bahnverkehres,wiesievorkurzemstattgefundenhat ,weiterseineEin-
schränkungder Industrie desGewerbes unddesHandelsin einemMasse ,dass

hiedurchdieErwerbstätigkeitunterbundenoderverhältnismässigstark
betroffenwerdenwürde,unbedingtvermiedenwerdenmüsse.Anderseitssollten
keineMassregelngetroffenwerden ,die keinewesentlicheKchlenersparnis

Maitesz . )
liefern würden .[ Inder folgenden Debatte wies StR .Dr .Kienböckdarauf
hin ,dassin derVerordnungmehrereschwerdurchführbareBestimmungenent-¬
haltensind .DieBestimmung,dassnur50%desVerbrauchesimVorjahre ,be-¬
ziehungsweiseimVormonatestattfindendürfe ,bringemancheUngerechtigkei¬
ten mit sich ,weil doch der Verbrauck im Vorjahre bezw .im Vormonatein

einzelnenFällenentwederwesentlichgeringeroderwesentlichgrösserge-¬
wesensein könneals der normaleBedarf .Auchdie Tatsachesei sehrhedauer¬
lich ,dassdurchdieneueVerordnungdieHerstellungder10. 000Hausan-¬

einer

schlüsse,dieerstin/derletztenSafzungenbeschlossenwmurde,unmöglichge¬
machtwerde ( chrkiasz .AuchStk .Biberbetont,dassdieBestimmungüberdieEinschränkungdes
Bedarfes auf 50 %in verschiedenen Fällen Ungerechtigkeiten mit sich bringe .
DasSxstemder Strafenfür Ueberschreitungender Verordnungseivollkommen
verfehlt .DieTatsachenbeweisen ,dausdie ganzen ,in denVerordnungenvor-¬
gesehenenBestrafungenkeinenErfolggezeitigthaben .ErgebedieAnregung,
dass ein neuer Weggefundenwerde ,umUeberschreitungendes Verbraucheszu

verhindern.EssolltenimfortschreitendemMassedieUeberschreitungenim
Stromverbrauchedadurchgestraft werden ,dass . B.bei einerUeberschreitung
bis zu10 %dasdoppeltedesTarifesundso fort bis zumzehnfachendesTa¬

rifes bei einer Ueberschreitungvon100%eingehobenwerden .Umgekehrtsoll -
ten auchPrämienfür dengeringerenVerbrauchausgesetztwerden.

( euttihet .StR .HaiderVwünscht ,dass die GemeindegegendenBeschlussderEinstel¬
lung des Bahnverkehres an Sonntagen Stellung nehme ,da hiedurch gerade die

unterstenSchichtenderBevölkerungamhärtestengetroffenwerden.
( chintlvharz . )

Sthe WaugoinVnimmtdagegenStellung ,dass das stadträtliche Komiteeseine
Beschlüssenicht zu - erstdemStadtrate sondernsofort demStaatsamtevorge¬
legt habe .Dies sei eine Uebergehungder Befugnisse des Stadtrates ,diegerügt
werdenmüsse .Wasdie Verordnungselbst betrifft ,so betontder Redner ,dass
sie eigentlich einen Schlag ins Wasser bedente ,weil durch all diese Spar¬

massnahmenimganzennur täglich siehenWaggonKohleerspart werden ,wasbei
einemTagesbedarfevon hunderten Waggonsgar nicht ins Gewichtfalle .Ausser¬
demstehen die durchdie SparmassnahmenbewirktenSchädigungendesöffentli
chenLebensin keinemVerhältniszu demgeringenErfolge .Weitersstellt
StR .Vaugoinfest ,dasseseigentlichnichtSachedesstadträtlichenKomitees
gewesensei ,über die Drosselungendes StronverbrauchesBeschlüssezufassen ,
sondern zu trachten ,dass Kohle beschafft werde .Redner stellt fest ,daseerde Hrtrtun dur seifeletfolun Fetei /
und Stm .Körber ,welcherin das stadträtliche Komiteegewählt wordenwaren ,zu
denVerhandlungenimStaatsamtenichteingeladenwordenwarenunddasssiedes-¬
halbkeinVerschuldenandenBeschlüssen ,die dortgefasstwurden ,treffe

(ohlicharz .StR .KörberVsagtdagswenndiesehartenMassregelnschondurchgeführt
werdenmüssen,somüsstevondenselbendiegesamteBevölkerungderStadtge¬
troffenundesdürftenkeineAusnahmen,welcherArtimmer,gestattetwerden.
ImübringenseierderAnsicht,dassdieSparnaseregelnaberzuerstimStadt-¬
rate hättenberatenwerdensollen .

FrauStE .Dr .Seitz( chr .soz . )erklärt ,dassderStadtratangesichtder
Verantwortung,dieer tragenmüsse ,eingutesRechthabevonsolchenSpar¬
massnahmenrechtzeitigverständigtzuwerden .Wenndiesaberin diesemFalle
nichtgeschehensei ,somüsseobendieohneEinwilligungdesStadtratsehin¬

ausgegebene Verordnungahgeändertwerden.
StR .Iser ( Soz. Den. )gibt zu ,dassdie Massnahmenüberaushart seienund

vielleichtauchnichtganzplanmässiggemachtwordenseien .Eshelfeaberalles
nichts ,sie müsstendurchgeflührtwerdenundmankönnefrohsein ,wennsich
nichtnochdieNotwendigkeitergebenwürde ,dassdrüchendereBestimmungener-¬
lassen werdenmüssten.

StR .Täubler( Soz .Den . )betont ,dass das ElektrizitätswerkundGaswerk
denEffektderSparmassnahmengerechnethabenunddassmanebenaufGrunddie¬

ser BerechnungenzudiesenBestimmuungengekommensef .Essei nicht schwerzu
sagen ,dassdieseSparmassnahmondrückendsejen ,aberdamitsei nichtsgetan .
JedeSparmassnahmesei drückend .DajedochSparmassnahneneingeführtwerden
müssen ,so müssemansich mit der Schwerederselben entwederabfindenoder

neueVorschlägeerstatten.DasletzterewerdejedochvondenHerrenderchrist¬
lichsozialenParteinichtgetan .DaslannernüberdieHärtevenSparmassnahmen
seizwecklos .
DerBerichtdesBürgermeisterswurdezurKenntnisgenommenunddieAnre¬

gung des StR .Biber als Antrag aufgefasst ,der geschäftsordnungmässigen Be¬
handlungzugewiesen.

ZurFragederErrichtungvontschechischenSchulen.Bgn=Reumannerstattete
in der heutigenSitzungdes Stadtrates folgendenBericht :DerVerein„Komens-¬
ku "hatandenWienerStadtrateineEingabegerichtet,worinerfürdieEr-¬
richtungvonSchulenfürdietschechischenKinderundieBeistellungvon
Schulgebäuden ,undzwar12 an der Sahl ,ersucht .ZurUnterstützungdiesesAn¬

suchenserschfeneineAbordnungdentschechoslovakischenNationalausschusses
am12 .und20 .Septemberbei mir .Ich machtedie Herrendaraufaufmerksam

ween
dasses imgegenwärtigenZeitpunktedemAnsuchennichtentsprozhenVkönne ,um,
nichdemArtikel68desFriedensvertragesvorzugreifen.IchgabmeinerMei¬
HungdahinAusdruck,dassessichnichtuneineAngelegenheitfürWienundfür
dietschechischsMinderheitalleinhandelt ,sonderndassseftensderösterrei-¬
chischenRegierunginAusführungdesFriedensvertragesVerfügungengenereller
Naturvorersterfolgenmüssten.IchwiesdaherdieAbordnungandenHerren
Staatskanzlerunderklärtemichbereit ,aneinervondenRegierungsstellenzur
EinberufunggelangendenKonferenzenteilzunehmen .DieseKonferenzwurdetat - ¬
sächlichfür den25 .SeptemberimStaatsamtfür UnterrichtunterAnwesenheit

dr .TenthdesUnterstaatssekretärsGlöckelunddesStaatskanzlersVabgehalten.DieVer-¬
treterdestschechoslovakischenNationalausschussesgabenneuerlichihreWün
sche bekannt ,welche darin gipfeln ,dass in allen Bezirken Schulgehäude oder

Gebäudetrakteüberlassenwerdensollen ,in welchenfür die Kinderdertsche -¬

choslovakischenNationalitätSchulenerrichtetwerdenkönnen.BieseSchulen
sollten mitdemOeffentlichkeitsrechtausgestattetundfür dieSchuleinrich¬
tungUnterrichtsbehelfe ,BeheizungundBeleuchtungbeigestelltwerden .Dem
gegenübermachteich aufmerksan ,dass wir nicht in der Ragesind ,ohne- ¬
weiters ganzeSchulenoderGebäudetraktezu überkassen ,da wir mitallen
Mittelnundseit langerZeitschondarnachtrachten ,endlichdie vomMi¬
litär belegt gewesenenSchulen frei zu bekonnenund fürUnterrichtszwecke
wiederInstand detzen zu können ,damitendlich der so schädlicheWechsel¬
unterrichtbeseitigt ,EinrichtungenderSchuljugendfürsorgegeschaffen,zur
Behebungder Unterrichtsschädender Kriegsjahredie Kinderzahlin denKlassen
veringertwerdenkönnten. Ichbetente ,dassesdaherunbedingtnotwendigsel



diefürdieLösungderFrage,diesicherlichvonweittragendsterBedeutung
ist ,notwendigenErhebungeinzuleiten .NacheinerlängerenWechselredeeinig-¬
te sich die Konferenzdahin ,daßeigeneErhebungskomnissionen ,bestehend
ausVertreternderSchulhehördenundVertrauensmännerderdeutschenundder
tschechischenParteienerrichtetwerdensollen ,welchefestzustellenhaben
werden,obdieMöglichkeitderUnterbrinungtschechischerKinderinderge¬

fordertenWeisebestehe .Icherklärtenichbereit ,vondiesenKonfenenzbe¬
schlussedemStadtrateMitteilungzumachenunddemUnterstaatssekretärvondemStadtratsbeschlussesodannKenntniszugeben.Erwähnenmussichnoch,
dassseitensdentschechoslovakischenNationalausschussesauchdieSchaffung
einerKommissionfürdieBeratungdertschechischenSchulangelegenheitin
ienüberhaupterbetenwurde.Schliesslichmussichnocherwähnen,dassbeidiesenBeratungenaus¬

drücklichfestgestelltwurde ,dassdasUnterrichtshoheitsrechtinkeiner
Weisebeeinträchtigtwerdendarfunddassebensofestgesetztwurde,dassdie
Unterrichtsbehördekeinesfallsggeteiltwerdendürfe ,etwaineinedeutsche
undtschechische,sonderndasssiedeutschblaibenmüsseunddassderUnter¬
richt einzigundallein nurdurchunsereSchulbehördedurchgeführtwerden
dürfe .EssollalsojetzteineKorimissioneingesetztwerden,welchesichmit
denSchulgebäudenzubefassenhabenwird,diefürdenUnterrichtdertsche-¬
chischenKinderherangezogenwerdensollenunddannsolleineständigeKom¬
missiongebildetwerden,welcherdieweitereDrledigungderFragezustehen

wird .

StR .Vaugoin(chr. soz. )erklärte ,eshandlesichindieserFrageLnteselten ,vorallemdarumyobderFriedensvertragklarunddeutlichdieErrichtung
tschechischer Schulenvorschreibe .

Bgm. Reumann(denRedherunterbrechend):Ichwerdevielleichtzunächst
Paragraph68desFriedensvertrageszurVerlesunghringen.Derselbelau¬

et :WasdasöffentlicheUnterrichtsweseranbelangt,wirddieösterreichische
RegierunginStädtenundBezirken,woeineverhältnismässigbeträchlicheZahl
andereralsdemdeutschösterreichischenStaateangehörigerStaatsbürger
wohnt,angemesseneErleiterungengewähmnnunddaraufsehen,dassinden
VolksschulendenKinderndieserStaatsangehörigenderUnterrichtinihrer
eigenenMutterspracheerteiltwerde.DieseBestimmungwirddieösterreichi¬
cheRegierungjedochnichthindern,denUnterrichtderdeutschenSprachein
denbesagtenSchulenzumUnterrichtsgegenstandezumachen.

StR.VaugoinJchr. soz. ):Vorallemmöchteichnunfestlegen,dasswir
vorderhandauchnachdemArtikel68nichtverpflichtetsindtschechischeSchulenzuerrichten,weilebenderFriedensvertragnochnichtratifiziert
ist .WirsolltendaherdieserAngelegenheiterst dannnähertreten ,wenn
ire Fatifizierungerfolgtseinwird .MitRücksichtdaraufglaubeich ,dass
lieEinsetzungderKommissionenalsferfrühtzubezeichnenistundweilwir
SchliesslichauchinTschechoslovakienkeinsobesondersverfrühtenEntge¬

nkommengegenunsDeutschebenerken.Sta .Sirodek(Tscheche):Weildaraufverwiesenwird,dassderFriedens¬
vertragnochnicht rattfimiert wordenist ,so möchteich hetonen ,dassuns
chondasRechtaufScnülennachdenaltenGesetzenzusteht.Damalswurde
ssRechtvielleichtnichtenergischgenuginAnspruchgenommen.Abadass
WirdiesesRechthaben,möchteichnichthestreitenundineinerZeitder
Republik,womanglaubt,dasseineandereLuftwehtundeinandererGeist
herrscht,sollteesauchnichtbestrittenworden.Wennaberjetztwieder
davongesprochenwird ,dassKomnissionenunddergleicheneingesetztwer¬
densollen ,soheisstmaneinsolchesVorgehendieSacheaufdielange
Bankhinausschiebenwollen.IchmöchseSieaberbitten ,wennSieindieser
Sacheetwasmachenwollen,sosagenSieesehrlichundoffenherzig,denn
einHinhaltenhatkeinenSinn.WirTschechenwollennichtsanderes,alswas
unsallenzusammennützenkann,dasswirfriedlichnebeneinanderleben
unddassdieKulturwidrigkeiten,diefrüherbestandenhaben,jetztbeseitigt
werden. IchbitteSiedeshalb,sagenSie ,jawiranerkennendasRechtauf
tschechischeSchulenodersagenSieneinwirwollendenaltendeutschen

Geist ,wieer früher bestandenhat ,weiter pflegenunddenTschechenkeine
Jok sche eiir Kininen ah d

Schulengeben .MitKomnissionenunddergleichenist unsnichtgedient. Wirz
wollenSchulenfürunsereEinder.

StR .Rummelhardt(chr. soz. )betonte,dassdieganzeDebatteunddie
Vorlageihmalsverfrühterscheinen.DerFriedensvertragseinochnicht
ratifiziert und vor dessen Ratifizierung könnein der Sachenichtsgemacht
werden .Er beantragedeshalbdie RückverweisungdesGeschäftsstückes.

Bgm. Heumann:Ich habegegendie Rückverweisungnichts einzuwendenund
dasumsoweniger,als der Vertreterder Tschechendie Kommissionenalsein

MittelderVerschleppungauffasst .AuchichhabebeidenBeratungenaufden
ArtikelC8desFriedensvertragesverwiesenundinsbesondereauchhervorge¬

hoben ,dassderFriedensvertragnochnichtratifiziert ist .Erwirdwahr¬
scheinlich in Laufe der nächsten Woche ratifiziert werden .Unsere Haltung
zur Frageder fschechischenSchulenmussnatürlich entsprechenddemFrie¬
densvertrage sein .Wir kommenalso über die Frage ,wie wir uns zu denKommie
sionenetz .zustellen haben ,nicht herum .WerdendieseKommissionenheute
nicht gewählt ,so werdensie wahrscheinlichnächste Wåchegewähltwerden

müssen .
BeiderAhstimmungwirdderBerichtdesBürgermeisterszurKenntnis

undderRückverweisungsantragdesStR .Rummelhardtangenommen.

EinladungenamerikanischerJournalistennachWien.InderhentigenStadt-¬
ratsitzungstellten W.Nizitu ,di RadhitGaulunsundSpeire

folgenden Dringlichkeitsantrgg :Die bei derFriedenskonferenz

vonVersaillesoffiziellbeglaubigtgewesenenamerikanischenJournalisten
befinden sich gegenwärtigauf einer Rundreisedurch Furopa .Sie warenkürz¬

ich in Prag undHaltensich zur Zeit in Warschauauf .Es wärevongrosser
Wichtigkeit,dassdieauchWienbesuchenundsichvonderkatastrophalen
Ernährungs -undKohlenlageunserer Stadt aus eigen er Anschauungüberzeu¬
gen .Es wird daher der Antrag gestellt ,der Stadtrat welle beschltessen ,
dieseAbordnungamerikanischerJournalistendurchVermittlungdesamerikani¬
schenKinderhilfswerkesnachWieneinzuladen.
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